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Zum Zurechnungszusammenhang zwischen einem Verkehrsunfall und dem Verdienst-
ausfallschaden der geschädigten Person, wenn diese nach erfolgreicher Umschulung  
einen Aufhebungsvertrag mit dem neuen Arbeitgeber abschließt 
Zur erheblichen Verletzung des rechtlichen Gehörs nach Art. 103 Abs. 1 GG, wenn sich 
das Berufungsgericht fehlerhaft an die erstinstanzlichen Feststellungen gebunden sieht 
 
Art. 103 Abs. 1 GG; § 314 ZPO 
 
Beschluss des BGH vom 14.11.2017 – VI ZR 92/17 – 
Aufhebung und Zurückverweisung des Urteils des OLG München vom 25.01.2017 – 10 U 1006/16 –  
 

Der Kläger macht gegenüber der Rechtsnachfolgerin der Haftpflichtversicherung des voll 
haftenden Unfallverursachers weiteren Verdienstausfallschaden für die Jahre von 2009 bis 
2013 aus einem Verkehrsunfall im Jahr 1992 geltend. 
Der Kläger war zum Unfallzeitpunkt als Oberfeuerwehrmann Kommunikationselektroniker 
der Werksfeuerwehr der T.AG. Von 1996 bis 1998 absolvierte er eine Umschulung zum In-
dustriekaufmann. Nach zwei kurzen Beschäftigungen arbeitete er ab dem Jahr 2000 bei der 
Fa. B. Nach der Fusion des Mobilfunkgeschäfts von Fa. B und N. war der Kläger bis einschließ-
lich August 2008 bei der B.KG (B) beschäftigt. Die Rechtsvorgängerin der Beklagten zahlte 
bis 2004 jeweils die Differenz zwischen dem Einkommen, das der Kläger bei der Werksfeu-
erwehr erzielt hätte und dem tatsächlich erzielten Nettoeinkommen, wobei Einkünfte des 
Klägers aus einer Erwerbsminderungsrente berücksichtigt wurden. Ab 2005 war das Ein-
kommen des Klägers höher als das Einkommen, das er bei der Werksfeuerwehr hätte erzielen 
können.  
Dem Kläger wurde 2008 von B eine Stelle in München mit internationaler Tätigkeit angeboten. 
Dieses Angebot lehnte der Kläger ab und schloss am 31.08.2008 mit der B. einen Aufhebungs-
vertrag, indem es hieß, das neue Angebot sei mit der Betreuung des Kindes nicht verein-
bar (zum genauen Text der Vereinbarung s. Rz. 5). Nach einer kurzen Tätigkeit im Polizeidienst, 
war der Kläger ab März 2009 arbeitslos, unterbrochen von Kinderbetreuungszeiten.  
Der BGH gab der Nichtzulassungsbeschwerde des Klägers statt und hob das Urteil des 
OLG München auf. Das OLG München sei unter entscheidungserheblichem Verstoß gegen 
Art. 103 Abs. 1 GG zu der Auffassung gelangt, dass durch den Abschluss der Aufhebungs-
vereinbarung von 2008 der Zurechnungszusammenhang zwischen dem Unfall und dem 
Verdienstausfall des Klägers entfallen sei (s. Rz. 8). Zu Unrecht halte sich das OLG München 
an die vermeintlich bindenden Feststellungen des LG gebunden, dass der Kläger ausschließlich 
aus familiären Gründen den Aufhebungsvertrag geschlossen habe (§ 314 ZPO). Solche Fest-
stellungen enthalte das Urteil des LG nicht. Denn bereits erstinstanzlich habe der Kläger vorge-
tragen, dass er einer betriebsbedingten Kündigung habe zuvorkommen wollen, weil durch die 
Umstrukturierung bei B. der einzige Kunde seiner Abteilung weggefallen wäre. Die Schlussfol-
gerung, dass sich somit ein allgemeines Lebensrisiko verwirklicht habe, das nicht dem 
Schädiger zuzurechnen sei, hätte in der Berufungsinstanz überprüft werden müssen (s. Rz. 
16). Dadurch, dass sich das OLG fehlerhaft an nicht getroffene Feststellungen des LG gebun-
den gesehen habe, habe es den Vortrag des Klägers vollkommen übergangen. Zu Unrecht 
habe das OLG auch den Vortrag des Klägers, seine betriebsbedingte Kündigung habe bevor-
gestanden, als verspätet zurückgewiesen (§ 531 Abs. 2 Nr. 3 ZPO i.V.m. Art 103 Abs. 1 GG). 
Die Verletzung des rechtlichen Gehörs sei auch erheblich, da nicht auszuschließen sei, dass 
das Berufungsgericht bei Kenntnis aller Tatsachen anders entschieden hätte (s. Rz. 18). Bei 
der erneuten Entscheidung habe das OLG auf eine sorgfältige Aufklärung des Sachverhaltes 
hinzuwirken (s. Rz. 19).  
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Nach der Rechtsprechung des Senats (Urteile vom 26.02.1991 – VI ZR 149/90 und vom 
17.09.1991 – VI ZR 2/91 – [juris]) könne es an dem erforderlichen haftungsrechtlichen Zusam-
menhang fehlen, wenn der Geschädigte aufgrund eines eigenen Willensentschlusses selbst in 
den Geschehensablauf eingreife und damit die eigentliche Ursache setze für die geltend ge-
machte Schadensfolge. Dann verwirkliche sich ein allgemeines Lebensrisiko. Dies setze 
aber voraus, dass die Änderung des beruflichen Lebenswegs von einer eigenständigen 
Entscheidung des Verletzten derart geprägt war, dass der Unfall für diese Entwicklung 
nur noch den äußeren Anlass darstelle (s. Rz. 20). An eine solche Fallgestaltung seien 
strenge Anforderungen zu stellen und sie komme nur in außergewöhnlich gelagerten Fäl-
len in Betracht. An einer solchen Zäsur fehle es, wenn die geändert angebotene Arbeitsstelle 
dem Kläger nicht zumutbar sei und er eine betriebsbedingte Kündigung vermeiden wolle. So 
liege der Fall hier (wird ausgeführt s. Rz. 23).  
Nach den Grundsätzen der Beweislastverteilung habe nicht der Kläger, sondern der Be-
klagte darzulegen und zu beweisen, dass die Voraussetzungen einer Zäsur vorliegen, die 
den zunächst gegebenen Zurechnungszusammenhang für die Zukunft wieder entfallen lasse. 

 
Der Bundesgerichtshof hat mit Beschluss vom 14.11.2017 – VI ZR 92/17 –  
wie folgt entschieden: 
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